
mögensrechte gehören, z. B. das Vorkaufsrecht an ei­
nem Grundstück, eine beschränkte persönliche Dienst­
barkeit usw. Der Vorvertrag zum späteren Abschluß 
eines Kaufvertrags über einen Pkw gehört deshalb mit 
den für die Ehegatten daraus erwachsenden Rechten 
zum Kreis der ihnen gemeinschafltich zustehenden 
Rechte, wenn der Erwerb aus Arbeitseinkommen für 
die gemeinschaftliche Lebensführung erfolgen sollte. 
Steht daher die Regelung der §§ 13 ff. FGB der An­
nahme gemeinschaftlicher Rechte auch in diesem Falle 
nicht entgegen, so gelangt man zu einem entsprechen­
den Ergebnis auch über § 11 FGB, der von Jordan/ 
Janke überhaupt nicht in die Betrachtung einbezogen 
wurde. § 11 FGB sieht eine Berechtigung und Ver­
pflichtung beider Ehegatten dann vor, wenn es sich um 
Angelegenheiten des gemeinsamen Lebens handelt. Der 
Realität der Familienbeziehungen entspricht es, daß der 
Erwerb eines Pkw in der Regel zu den Angelegenheiten 
des gemeinsamen Lebens gehört. Daraus folgt, daß bei 
Vorliegen der Voraussetzungen des § 11 FGB der Ab­
schluß eines Vorvertrags durch einen Ehegatteit zu­
gleich den anderen berechtigt.
Bei dieser Rechtslage ist dem Vorschlag von Jordan/ 
Janke, dem Leiter des Handelsorgans die Berechtigung 
einzuräumen, darüber zu entscheiden, welchem der ge­
schiedenen Ehegatten er einen Kaufvertragsabschluß

Aus der Praxis — IUr die Praxis

antragen will, nicht zu folgen. Der sozialistische Staat 
hat für die verbindliche Konfliktlösung innerhalb 
zivil- und familienrechtlich geleiteter gesellschaftlicher 
Beziehungen grundsätzlich den Weg gewählt, beim 
Ausscheiden einer eigenverantwortlichen Lösung die 
Entscheidung einem Organ zu übertragen, das die ge­
samtgesellschaftlichen Interessen unmittelbar zum 
Ausdruck bringt, d. h. in der Regel dem Gericht. 
Entgegen der Meinung von Jordan/Janke läßt § 39 
FGB auch in den Fällen des Vorvertrags eine Entschei­
dung zu. Anliegen dieser Bestimmung ist es im Falle 
der Beendigung der Ehe auch hinsichtlich weiterer 
Rechtsbeziehungen, die im Zusammenhang mit der Ehe 
entstanden sind, eine Trennung herbeizuführen, wenn 
die Ehegatten zu keiner Regelung gelangen. Dabei ist 
zunächst an die Fälle des § 13 FGB gedacht/5/ Es ist 
aber davon auszugehen, daß auch weitere Beziehungen 
der gerichtlichen Gestaltung unterliegen, in denen die 
Ehegatten aus anderen Rechtsgründen gemeinschaft­
lich berechtigt oder verpflichtet sind. Der Grundsatz 
unseres Familienrechts, bei der Beendigung einer Ehe 
alle Beziehungen zwischen den ehemaligen Ehegatten 
möglichst aufzuheben, würde verletzt werden, wenn 
der sozialistische Staat in diesen Fällen seine Mitwir­
kung versagen würde.
/5/ Vgl. OG-Bichtlinle Nr. 24, a. a. O.

Strafbefehl oder Übergabe an
Die Praxis zeigt, daß zwischen den 
gesetzlich möglichen Strafarten ohne 
Freiheitsentzug bisher noch nicht ge­
nug differenziert wird. Beispiels­
weise wurde in der Vergangenheit 
relativ selten ein Strafbefehl bean­
tragt, obwohl in verschiedenen Fäl­
len von der Täterpersönlichkeit und 
der Schwere der Tat her der Aus­
spruch einer Geldstrafe im Strafbe­
fehlsverfahren ausgereicht hätte, um 
das Erziehungsziel des Verfahrens 
und die Schutzfunktion des Straf­
rechts auch ohne eine Hauptver­
handlung, den organisierten Einsatz 
gesellschaftlicher Kräfte und die 
Festsetzung eines bestimmten Be­
währungszeitraums zu erreichen.
Außer mit den von S c h l e g e l /  
P о m p о e s (NJ 1970 S. 198) erläu­
terten Kriterien für die Anwendung 
der Geldstrafe im Strafbefehlsver­
fahren haben wir uns insbesondere 
mit der Frage befaßt, wann eine 
Übergabe der Sache an ein gesell­
schaftliches Gericht nach § 270 
Abs. 2 StPO nicht zweckmäßig oder 
nicht möglich ist. Hierzu vertraten 
einige Genossen die Auffassung, daß 
ein Strafbefehl nur möglich sei, 
wenn die Sache an sich stets auch 
eine Übergabe an ein gesellschaftli­
ches Gericht rechtfertigt, die Über­
gabe aber wegen Unmöglichkeit oder 
Unzweckmäßigkeit nicht vollzogen 
werden könne. Damit wird aber zu 
Unrecht das Strafbefehlsverfahren 
als Lückenbüßer angesehen und sein 
Anwendungsbereich unzulässig ein­
geengt.
Nach § 270 Abs. 2 StPO soll ein An­
trag auf Erlaß eines Strafbefehls nur 
gestellt werden, wenn die Übergabe 
an ein gesellschaftliches Gericht

ein gesellschaftliches Gericht?
<

e n t w e d e r  nicht zweckmäßig 
o d e r  nicht möglich ist. Es handelt 
sich also um zwei verschiedene Vor­
aussetzungen, die nicht gleichzeitig 
vorliegen müssen.
Bei der ersten Alternative („nicht 
zweckmäßig“) ist m. E. von der 
Schwere der Tat her stets eine Über­
gabe der Sache an ein gesellschaftli­
ches Gericht gerechtfertigt; sie kann 
aber wegen der in der Person des 
Täters, des Geschädigten oder in der 
Sache liegenden Umstände nicht er­
folgen.
L ü d e r i t z hat bereits in NJ 1970 
S. 583 einige Gründe für die Un­
zweckmäßigkeit der Übergabe der 
Sache an ein gesellschaftliches Ge­
richt genannt. Nach unseren Erfah­
rungen gibt es darüber hinaus noch 
folgende Gründe für die Unzweck­
mäßigkeit :
1. Der Geschädigte oder andere nicht 
beschuldigte Personen haben auf 
Grund des Charakters der Straftat 
ein berechtigtes Interesse daran, daß 
die Sache nicht in einer Beratung 
vor dem gesellschaftlichen Gericht 
behandelt wird.
2. Zwischen dem Täter und Mitglie­
dern des zuständigen gesellschaft­
lichen Gerichts bestehen bestimmte 
Beziehungen, ohne daß die Voraus­
setzungen der Ablehnung gemäß 
§ 12 KKO bzw. SchKO zutreffen. Das 
wäre z. B. der Fall, wenn der Be­
schuldigte selbst jahrelang Mitglied 
der für ihn zuständigen Konflikt­
kommission war oder wenn er der 
für die Anleitung der Konfliktkom­
mission verantwortlichen BGL ange­
hörte und bei dieser Zusammenar­
beit guten persönlichen Kontakt zu

den Mitgliedern der zuständigen 
Konfliktkommission hatte.
In der zweiten Alternative des § 270 
Abs. 2 StPO („nicht möglich“) geht 
es darum, daß die Übergabe der 
Sache an ein gesellschaftliches Ge­
richt wegen Nichtvorliegens der Vor­
aussetzungen des § 28 StGB oder 
wegen Nichtvorhandenseins eines 
gesellschaftlichen Gerichts nicht 
möglich ist.
Unter dem Nichtvorhandensein eines 
gesellschaftlichen Gerichts sind 
auch die Fälle zu verstehen, in denen 
die Straftat in unmittelbarer Bezie­
hung zur Arbeit steht und nicht auf 
das Verhalten in der Freizeit im 
Wohngebiet zurückzuführen ist, im 
Betrieb des Täters aber keine Kon­
fliktkommission besteht. Auch die 
Fälle des zwischenzeitlichen Wohn­
ort- oder Arbeitsplatzwechsels des 
Täters können unter bestimmten Be­
dingungen darunter fallen. 
L e h m a n n / H ö n i c k e  (NJ 1970 
S. 200) haben Bedenken dagegen er­
hoben, daß die Gerichte im Strafbe­
fehlsverfahren von der Staatsanwalt­
schaft ausgefüllte Formulare unter­
schreiben. Wollte man aber im 
Strafbefehlsverfahren die Vordrucke 
abschaffen, so würde man ein we­
sentliches Merkmal der vereinfach­
ten Verfahrensweise aufgeben.
Das Strafbefehlsverfahren ist jedoch 
nicht nur ein vereinfachtes Verfah­
ren. Es ist auch nicht primär unter 
dem Gesichtspunkt der Zeitersparnis 
für die Rechtspflegeorgane und für 
die gesellschaftlichen Kräfte zu se­
hen, sondern es ist in erster Linie 
Ausdruck der Forderung, die mit 
dem Einzelverfahren zu erreichende 
Wirkung mit dem d a z u  e r f o r ­
d e r l i c h e n  Aufwand zu erzielen.

ADOLF BXJSKE, Staatsanwalt
des Kreises Güstrow
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